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Einleitung

1. Im Jahre 1996 schufen die Länder die Kommission zur Ermittlung der
Konzentration im Medienbereich (KEK) und übertrugen ihr die Verantwortung,
Fragestellungen der Sicherung von Meinungsvielfalt im Zusammenhang mit der
bundesweiten Veranstaltung von Fernsehprogrammen abschließend zu beurtei-
len. Mit dieser Expertenkommission kam Bewegung in die Struktur der födera-
len Privatrundfunkaufsicht. Die KEK wurde mit erheblichen Kompetenzen auf
dem Sektor der Konzentrationskontrolle ausgestattet und trat so als eigenständi-
ger Akteur neben die bislang bestehenden fünfzehn Landesmedienanstalten. Für
die bundesweit tätigen Rundfunkunternehmen bedeutete dies den Verlust be-
kannter Genehmigungsabläufe und die Notwendigkeit, sich auf eine neue Auf-
sichtsinstanz und deren Kompetenzen wie auch Entscheidungsverhalten einzu-
stellen.

Eine derart massive Umgestaltung des Systems der medienspezifischen Kon-
zentrationskontrolle kann nicht ohne rechtliche Reibungen erfolgen. Diese Rei-
bungen betreffen vor allem das Verhältnis zwischen der KEK und den Landes-
medienanstalten, sie sind aber auch von rechtspraktischer Relevanz für die
aufsichtsunterworfenen Rundfunkunternehmen. Beides ist jüngst im Zusammen-
hang mit der geplanten Übernahme der ProSiebenSat.1 Media AG durch die
Axel Springer AG auch für eine breite Öffentlichkeit deutlich geworden. Zwar
ist über einzelne mit der KEK zusammenhängende Rechtsprobleme bereits ge-
schrieben worden, eine Untersuchung, die die Rechtsstruktur der KEK und die
mit ihrer organisatorischen Ausgestaltung verbundenen verfassungsrechtlichen
Fragen umfassend aufarbeitet, fehlt aber bislang. Von großer Bedeutung für die
Praxis ist insbesondere die noch nicht geleistete systematische und vollständige
Klärung der Frage, welche Kompetenzen der KEK im Einzelnen zustehen. Ge-
wissheit über Art und Umfang der Kompetenzen der KEK ist jedoch unabding-
bare Voraussetzung dafür, die KEK verwaltungsorganisationsrechtlich zu durch-
dringen und angemessen abzubilden.

Diese Untersuchung bezweckt primär die umfassende rechtliche Analyse der
KEK. Dabei ist der im Rundfunkrecht allgegenwärtigen Versuchung zu wider-
stehen, vorschnell Rechtsfragen durch den Rekurs auf Sonderdogmatiken zu lö-
sen oder gar neue zu entwickeln. Vielmehr sollte der Anspruch darin liegen, die
rundfunkrechtlichen Probleme möglichst nah an die tradierten Grundkategorien
des Verfassungs- und Verwaltungsrechts heranzuführen. Ziel der Arbeit ist es
daher, mit den Mitteln der Rechtsdogmatik die praktische Handhabung des Me-



dienkonzentrationsrechts zu erleichtern und so zum Abbau derzeit bestehender
Rechtsunsicherheiten beizutragen.

2. Die Arbeit versucht eine rechtliche Vermessung der KEK in drei Schritten;
sie ist daher in drei Teile gegliedert.

Der Erste Teil erarbeitet die historischen, verfassungsrechtlichen und europa-
rechtlichen Rahmenaspekte der KEK. Er legt die notwendigen Grundlagen, auf
denen die nachfolgenden Überlegungen aufbauen können.

Der Zweite Teil untersucht die KEK aus dem Blickwinkel des einfachen
Rechts und klärt damit ihre rechtliche Struktur. Im Vordergrund stehen die sys-
tematische Analyse der Kompetenzen der KEK, die verwaltungsorganisations-
rechtliche Klassifizierung sowie die Klärung des Verhältnisses der KEK zur
Konferenz der Direktoren der Landesmedienanstalten (KDLM) und den Landes-
medienanstalten. Hierbei werden auch Rechtsschutz-, Aufsichts- und Haftungs-
fragen erörtert.

Der Dritte und letzte Teil wählt die Perspektive des Verfassungsrechts. Dazu
werden als Maßstäbe das Staatsfernegebot, der Pluralitätsgrundsatz, das Demo-
kratie- und das Bundesstaatsprinzip herangezogen. Anhand des Staatsfernege-
bots wird untersucht, ob das in den Händen der Ministerpräsidenten liegende
Verfahren zur Besetzung der KEK verfassungskonform ist. Der personelle Zu-
schnitt der KEK wird anhand des rundfunkverfassungsrechtlichen Pluralitäts-
grundsatzes beurteilt. Schließlich wird überprüft, ob die Organisation der KEK
den Anforderungen des Demokratie- und denjenigen des Bundesstaatsprinzips
entspricht.

Am Schluss werden die Ergebnisse der Arbeit in Thesen zusammengefasst.
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Erster Teil

Historische, verfassungsrechtliche und
europarechtliche Rahmenaspekte der KEK

Die KEK ist ein wichtiger neuer Baustein der föderalen und freiheitssichern-
den Privatrundfunkaufsicht. Das Erfordernis eines föderativ verfassten und frei-
heitssichernden Rundfunkwesens hat eine lange, auf den Beginn der Bundes-
republik Deutschland zurückweisende Geschichte; die Frage, wie ein freier öf-
fentlicher Rundfunk zu organisieren ist, stellte sich bereits den Alliierten1.
Demgegenüber erwuchs erst mit der zu Beginn der 80er Jahre einsetzenden
Möglichkeit, privaten Rundfunk zu veranstalten, das zwingende Bedürfnis, bun-
desstaatsrechtliche (Art. 70 GG) und grundrechtliche (Art. 5 Abs. 1 Satz 2 GG)
Vorgaben der Verfassung auch im Hinblick auf Fragen hoheitlicher Vielfalts-
sicherung organisatorisch umzusetzen2.

Die einführende Analyse folgt diesen Entwicklungssträngen. Zunächst werden
die Verbindungslinien zwischen der föderativen Struktur des öffentlich-rechtli-
chen Rundfunks und der ländergetragenen Aufsichtsinstitution KEK he-
rausgearbeitet. Sodann ist aufzuzeigen, wie die Länder mit der KEK auf neue
Herausforderungen der föderalen Organisationsstrukturen reagieren. In einem
dritten Schritt wird das grundrechtsdogmatische Konzept beleuchtet, aus dem
sich das Gebot der Vielfaltssicherung durch medienspezifische Konzentrations-
kontrolle ergibt. Föderalismus und Rundfunkfreiheit bilden also die wesent-
lichen Koordinaten des vorliegend einschlägigen verfassungsrechtlichen Rah-
mens. Dieser Rahmen unterliegt europarechtlichen Einwirkungen, deren Rele-
vanz für die KEK in einem vierten Schritt zu klären ist.

1 Hierzu eingehend Bausch, Rundfunk in Deutschland, Bd. 3, 13 ff. Knapper A.
Hesse, Rundfunkrecht, 3. Aufl., 1. Kap. Rn. 24–33; Gersdorf, Grundzüge des Rund-
funkrechts, Rn. 26–29.

2 Zu den medienpolitischen, technischen und rechtlichen Aspekten der Einführung
privaten Rundfunks Hartstein/Ring/Kreile/Dörr/Stettner, RStV, Ordner I, 6. EL Januar
2001, Entstehungsgeschichte Rn. 7–81; knapper Ricker/Schiwy, Rundfunkverfassungs-
recht, A. Rn. 76–77.




